
In einer Großen Koalition bleibt es
nicht lange geheim, wenn sich das Kli-
ma zwischen den Partnern verschlech-

tert. Manchmal genügt schlicht ein Blick
auf die Tischordnung.

So war es jüngst im kleinen Sitzungs-
raum des Bundesarbeitsministeriums, als
sich die Sozialexperten des schwarz-roten
Regierungsbündnisses zur vertraulichen
Krisensitzung trafen. Die Abordnung der
Union hatte geschlossen die linke Seite
der Tafel besetzt, die Sozialdemokraten
okkupierten die rechte. Es war frostig an
diesem Morgen in Berlin, und auch im
Saal blieb die Stimmung eisig.

Im Auftrag von Sozialministerin An-
drea Nahles sollte die Runde eine Lösung
im Streit um die Rente mit 63 suchen.
Dafür hatte die SPD-Politikerin ihren
Staatssekretär Jörg Asmussen abgestellt,
der es als früheres Direktoriumsmitglied
der Europäischen Zentralbank gewohnt
ist, schwierige Debatten zu moderieren. 

Doch diesmal blieb dem erfahrenen
Verhandler nur die Kapitulation. Von
links zeterten die Rentenexperten der
Union über das angeblich unzureichende
Zahlenmaterial des Ministeriums, von
rechts meuterten die SPD-Abgeordneten,
CDU und CSU wollten das Projekt ohne -
hin nur torpedieren. 

Zwei Stunden hatte das Ministerium
für das Treffen angesetzt, doch schon
nach 90 Minuten gingen die Teilnehmer
auseinander. „Ich hatte gedacht, wir wä-
ren schon weiter“, sagte Asmussen, als
er die Sitzung auflöste. Es klang wie das
Eingeständnis einer enttäuschten Liebe.

Die Große Koalition verfängt sich in
ihrer selbstgestellten Rentenfalle. Bis zur
Sommerpause wollen Union und SPD
jene Wohltaten ins Gesetzblatt bringen,
mit denen sie im Wahlkampf die betag-
tere Klientel umworben hatten: ein Auf-
geld für Eltern im Seniorenalter (die so-
genannte Mütterrente der Union) und ein
vorgezogener Ruhestand für langjährig
Versicherte (die Rente mit 63 der SPD). 

Doch was gedacht war, die Stimmung
in der Generation 50 plus zu heben, be-
lastet den Start der neuen Regierung wie
kein anderes Gesetzespaket. Die Sozial-
kassen warnen vor Kosten in dreistelliger
Milliardenhöhe. Unternehmer fürchten,
dass ihnen ältere Fachkräfte bald reihen-
weise von der Fahne gehen. Und selbst
die Gewerkschaften, die das Vorhaben
offiziell bejubeln, klagen hinter vorge-
haltener Hand, die Rente mit 63 heble
eine Reihe ihrer Tarifverträge aus.

Im Ausland gilt die geplante Reform
gar als Beweis, dass die neue Bundes -
regierung endgültig ihren Kompass ver-
loren hat. EU-Kommissar Olli Rehn droht
Berlin mit einem Verfahren, internatio-
nale Organisationen von der OECD bis
zum IWF spotten über die seltsame Dop-
pelmoral einer Kanzlerin, die seit Jahren
die Südeuropäer mahnt, mehr zu arbei-
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Sozialministerin Nahles

S O Z I A L E S

Akt der Unvernunft
Die geplante Rente mit 63 spaltet die Große Koalition und

 verschärft die Probleme auf dem Arbeitsmarkt: 
Während in den Betrieben Fachkräfte fehlen, lockt die Regierung 

Hunderttausende Beschäftigte in den Vorruhestand. 



ten – daheim aber den Weg in die staat-
lich aufgepolsterte Frührente bahnen will. 

Die Schadensbilanz des Vorhabens
wird von Woche zu Woche größer. Ge-
dacht war die Rente mit 63 als Belohnung
für eine begrenzte Zahl von Schwer -
arbeitern auf Baugerüsten oder an Hoch-
öfen. Doch nun belegen Zahlen des
 Arbeitsministeriums, was bislang nur
 gemutmaßt worden war: Jedes Jahr könn-
te die neue Regel Hunderttausende Fach-
kräfte in den Ruhestand locken. 

Es geht um einen Akt politischer Un-
vernunft und die Frage, wie sehr sich die
Koalitionäre nach kaum 80 Tagen geteil-
ter Macht noch vertrauen. Unionsfrak -
tionsvize Michael Fuchs spricht von Wort-
bruch, weil es mehr Anspruchsberechtig-
te geben wird, als seine Partei sich jemals
ausgemalt hat. Die Sozialdemokraten
wiederum wurmt, dass die Union offen
gegen die Rente mit 63 opponiert, wäh-
rend sie die beitragsfinanzierte Mütter-
rente fast klaglos akzeptiert haben. 

Der Graben zwischen den Koalitions-
parteien ist tief – erst recht seit der Eda-
thy-Affäre. „Wir sind im Moment hand-
lungsfähig, aber was das Vertrauen an-
geht, läuft es noch nicht rund“, sagt CSU-
Chef Horst Seehofer im SPIEGEL-Ge-
spräch (siehe Seite 24). Die SPD müsste
sich an die Abmachungen aus den Koa -
litionsgesprächen halten.

Der Streit beginnt schon bei den Zah-
len. Wochenlang drückte sich das Bundes -
sozialministerium davor, belastbare Da-
ten zu nennen, wie viele ältere Beschäf-
tigte von der Neuregelung profitieren
würden. Doch nun hat das Ressort offi-
zielle Berechnungen vorgelegt. 26,5 Pro-
zent aller Neurentner könnten sich in die-
sem Jahr mit 63 Jahren abschlagsfrei in
den Ruhestand verabschieden, heißt es
in dem Papier. Demnach begünstigt die
Neuregelung allein 2014 rund 200000 Per-
sonen – und damit weit mehr, als die Ko-
alitionäre je für möglich gehalten hätten. 

Dabei ist sich selbst das Ministerium
nicht sicher, ob es am Ende nicht noch
schlimmer kommen könnte. „Die modell-
hafte Abbildung des zukünftigen Verhal-
tens“ sei „mit Unsicherheit verbunden“,
schwurbeln die Beamten. 

Das Kanzleramt hat bei den Unter-
händlern der Unionsfraktion daher die
Weisung ausgegeben, den Schaden mög-
lichst kleinzuhalten – und damit auch den
Bündnispartner. 

Bei ihren Verhandlungen im November
hatten Union und SPD festgezurrt, dass Ar-
beitnehmer von Juli 2014 an mit 63 Jahren
abschlagsfrei in Rente gehen dürfen, wenn
sie 45 Beitragsjahre gesammelt haben. Da-
bei sollen auch Zeiten der Arbeitslosigkeit
mitgezählt werden. Wie viele Jahre aber
gemeint sind, haben die Unterhändler nicht
aufgeschrieben. Ein fatales Versäumnis.

Die Union beruft sich auf eine vertrau-
liche Absprache, nach der maximal fünf

Jahre erlaubt sein sollen. In der SPD will
sich niemand mehr so recht daran erinnern.
Sozialministerin Andrea Nahles will nun
alle Jahre mitzählen, in denen angehende
Frührentner Arbeitslosengeld I bezogen. 

So aber droht ein neuer Problemfall.
Ältere Beschäftigte könnten die Regelun-
gen nutzen, um mit 61 aus dem Job aus-
zusteigen, für zwei Jahre von ihrer Ar-
beitslosenversicherung zu leben und sich
dann nahtlos in den Ruhestand zu verab-
schieden. 

Damit erinnert das Vorhaben fatal an
einen der teuersten Fehler deutscher Po-
litik: die Frühverrentungspraxis der acht-
ziger und neunziger Jahre. Im Kampf
 gegen die Arbeitslosigkeit hatte der dama -
lige Sozialminister Norbert Blüm den Vor-
ruhestand erleichtert: Viele Ältere verlie-
ßen schon mit Ende fünfzig ihre Betriebe. 

Doch die gutgemeinte Maßnahme en-
dete als Fehlschlag. Statt Stellen für Jun-
ge zu schaffen, schrumpften sich die
Großunternehmen auf Kosten der Bei-
tragszahler gesund. Die Sozialkassen
leerten sich so schnell, wie die Jobmisere
größer wurde. Mit der Hartz-Reform
schob dann die rot-grüne Regierung dem
Personalabbau zu Lasten der Allgemein-
heit einen Riegel vor. Und so ätzt der da-
malige Bundeskanzler Gerhard Schröder
heute, die Rente mit 63 sei das „absolut
falsche Signal“. 

Zwar haben sich Union und SPD in-
zwischen darauf verständigt, einen Weg
zu suchen, um eine neue Frühverren-
tungswelle zu verhindern. Das Problem
ist nur: Sie finden keinen.

So kippte die Stimmung in der vertrau-
lichen Rentenrunde im Arbeitsministe -
rium, als CDU-Sozialexperte Karl Schie-
werling den mit der Fraktionsspitze ab-
gestimmten Unionsvorschlag präsentier-
te: Danach sollen nur jene Zeiten der Ar-
beitslosigkeit bei der Berechnung der 45
Beitragsjahre mitgezählt werden, die vor
dem Stichtag 1. Juli 2014 liegen. 

Das aber verstoße gegen die Verfas-
sung, glaubt man im Arbeitsministerium.
Die Sozialdemokraten werben daher mit
einem Gegenvorschlag. Arbeitnehmer
könnten künftig mit strengeren Sanktio-
nen belegt werden, wenn sie sich unmit-
telbar vor der Rente mit 63 aus freien
Stücken arbeitslos melden. Außerdem
will Nahles die sogenannte Erstattungs-
pflicht für Arbeitgeber wieder einführen,
wenn die sich von Beschäftigten jenseits
der 60 trennen. Eine ähnliche Regelung
gab es bis 2006 – dann wurde sie abge-
schafft. Sie galt als wirkungslos, weil fin-
dige Personalchefs Methoden ersannen,
die Strafzahlungen zu vermeiden. 

Dass die Politik „das Problem jetzt
 erkannt habe“, ist deshalb die einzige
Freundlichkeit, die sich Ökonomen wie
Joachim Möller, Direktor des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, über
die Rente mit 63 abringen können. Möller
empfiehlt den umgekehrten Weg: „Ge-
nerell spricht die demografische Entwick-
lung dafür, weiter daran zu arbeiten, Äl-
tere länger im Berufsleben zu halten“.

Tatsächlich geht es kleinen Handwerks-
meistern wie globalen Industriekonzernen
heute nicht mehr darum, Mitarbeiter mög-
lichst kostengünstig loszuwerden, sondern
sie möglichst lange an der Werkbank zu
halten. Denn Deutschland altert drama-
tisch. Bis 2030 wird die Bevölkerung im Er-
werbsalter von knapp 50 auf nur noch 43
Millionen Menschen schrumpfen. In Zu-
kunft werden die Unternehmen auf die Ge-
neration 60 plus nicht verzichten können.

Dieter Hundt, 75, beispielsweise ist als
Arbeitgeberpräsident unlängst in Rente
gegangen. Unternehmer aber ist er ge-
blieben – als Gesellschafter der Allgaier-
Werke in Uhingen. Das Unternehmen
fertigt Press- und Blechteile für die Au-
toindustrie. Auch Hundt hat in den acht-
ziger und neunziger Jahren reihenweise
Mitarbeiter in den vorzeitigen Ruhestand
geschickt. Später sollte er das bereuen:
Als es aufwärtsging, fehlten Facharbeiter. 

Mit Grimmen verfolgt er die Regie-
rungspläne nun aus der Zeitung. Nach-
wuchs findet Hundt immer schwerer. In
den technischen Ausbildungsberufen hat
sich die Bewerberzahl bei Allgaier inner-
halb von fünf Jahren halbiert. Aber aus-
gerechnet die reiferen Mitarbeiter, die
 eigentlich bis zur Altersgrenze arbeiten
könnten, würden nun zum „vorzeitigen
Rentenbezug animiert, weil sie sonst nur
über eine kürzere Zeit und damit insge-
samt weniger Rente beziehen würden“,
schimpft Hundt. „Deutschland darf sich
angesichts des demografischen Wandels
keine neue Frühverrentung leisten.“ 

Das Unbehagen breitet sich nicht nur
unter Arbeitgeberfunktionären aus. Auch
viele Gewerkschafter wünschen sich eine
Arbeitsmarktpolitik, die dafür sorgt, dass
die Beschäftigten möglichst lange im Er-
werbsleben bleiben, sich über alle Phasen
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des Berufslebens qualifizieren können
und irgendwann möglichst sanft in die
Rente gleiten. All das allerdings hat die
Große Koalition bislang nicht angepackt. 

Die Gewerkschaften waren da etwas
schneller. Bereits 2008 schloss etwa die
IG Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
den ersten Flächentarifvertrag zum The-
ma „Lebensarbeitszeit und Demografie“
ab. Sogenannte Langzeitkonten und Zu-
schüsse zur Altersvorsorge sollen dafür
sorgen, dass die Beschäftigten in jüngeren
Jahren mehr Zeit für die Familie haben
und im Alter flexibel in den Ruhestand
wechseln können. Dafür zahlen die Ar-
beitgeber jährlich 300 Euro pro Beschäf-
tigten in einen Demografie-Fonds ein. 

Doch nun fragen sich führende IG-
BCE-Funktionäre, wie es mit dem Tarif-
vertrag weitergehen soll, der ab 2015 neu
verhandelt werden muss. Welchen Sinn
hat es noch, Beschäftigte länger im Be-
trieb halten zu wollen, wenn die Politik
zugleich Möglichkeiten schafft, auf Kos-
ten der Allgemeinheit in Rente zu gehen?

Auch die IG Metall hält eine neue Vor-
ruhestandswelle für möglich. Doch sei
daran nicht das Gesetz, sondern ein
„Missbrauch durch die Unternehmen“
schuld, sagt Gewerkschaftschef Detlef
Wetzel. „Darum muss geregelt werden,
dass sie alle anfallenden Kosten zu tragen
haben.“ Die Klagen ihrer Verbandsver-
treter seien „Heuchelei“. 

Dabei ist die Empörung in der Wirt-
schaft groß – und sie ist längst nach Berlin
geschwappt. Carsten Linnemann, der
Chef der Unions-Mittelstandsvereini-
gung, stapelt die Protestbriefe empörter
Chefs inzwischen auf seinem Schreib-
tisch. Er sei „schockiert von der ab-
schlagsfreien Rente mit 63“, schreibt etwa
Martin Steger, Chef eines Industrieelek-
tronik-Unternehmens im Märkischen
Kreis. Daher bitte er eindringlich darum,
die „unsinnige Regelung“ zu verhindern. 

Mit 35 Mitarbeitern stellt Stegers Fir-
ma ies Computer für Ticketautomaten
und Medizingeräte her. Vier Fachkräfte
überwachen die Endgeräte – eine Aufga-
be, für die man erfahrene Leute braucht.
Gleich zwei dieser Mitarbeiter zieht es
nun in die Rente mit 63. Der Arbeits-
markt gebe Ersatz aber nicht her, klagt
Steger. Er sieht „die Wettbewerbsfähig-
keit der gesamten Firma“ in Gefahr. 

Sein Schreiben hat er in Kopie gleich
an mehrere Abgeordnete geschickt. Und
die Klage findet Gehör. Rund 50 Unions-
abgeordnete, heißt es im Parlamentskreis
Mittelstand, würden die Rente mit 63 ab-
lehnen, könnten sie im Bundestag ge-
trennt über sie abstimmen. 

Die Zahl zeigt, wie groß der Unmut ist –
aber auch wie begrenzt seine Wirkung.
Im Bundestag verfügen Union und SPD
über 377 Sitze mehr als die Opposition. 

MARKUS DETTMER, MICHAEL SAUGA, 
CORNELIA SCHMERGAL, JANKO TIETZ

Ein altes Mercedes-Cabrio mit elegan-
ten Kurven steht in der Nähe des Buf-
fets, daneben ein blank polierter

 Goliath-Oldtimer. Der Verband der Auto-
mobilindustrie hat zum Neujahrsempfang
geladen. Peter Altmaier pflügt sich durch
die Autofachleute und Lobbyisten wie ein
Tanker, den nichts aufhalten kann. Merce-
des-Chef Dieter Zetsche schüttelt ihm die
Hand, und auch Unternehmenspatriarchin
Maria-Elisabeth Schaeffler freut sich über
den prominenten Festredner. 

Altmaier schmeichelt den Wirtschafts-
leuten – und er nutzt die Gelegenheit,
um sich selbst noch ein bisschen größer
zu machen. „Die vielen Ressortminister
würden alles dafür geben, an diesem Pult
vor dem VDA zu reden“, sagt er. „Aber
nein, für die Automobilindustrie muss es
ja der Kanzleramtsminister sein.“

Auftritte wie dieser Ende Januar in Ber-
lin sind keine Selbstverständlichkeit. Ei-
gentlich hat der Chef des Bundeskanzler-
amts im Rampenlicht nichts zu suchen. Si-
cher, der Job verleiht Macht. Der „Chef
BK“, wie er im Hause heißt, hat sein Büro
nur eine Flurlänge von Angela Merkel ent-
fernt, Gesetzesvorhaben gehen auch über
seinen Tisch, er managt die Regierungs-
geschäfte. Trotzdem war das Amt bislang
eher etwas für dienende Naturen: Als
größter Erfolg des Chef BK gilt, wenn
sein Wirken geräuschlos funktio-
niert und er gar nicht bemerkt wird.

„Der Inhaber erblickt die Sonne
nicht“, flachste Altmaier bei den
Autoleuten. „Je weniger ich in ei-
gener Sache sprach, desto mehr
Einfluss hatte ich“, erinnerte sich
Helmut Kohls Kanzleramtschef
Friedrich Bohl einmal.

Altmaiers Vorgänger, Ronald Po-
falla und Thomas de Maizière, hiel-
ten sich daran. Unbedingte Loyalität
zur Kanzlerin war ihre Geschäfts-
grundlage – weitgehende Abstinenz von
öffentlichen Auftritten der Preis. Ihre Che-
fin Merkel schätzte beide wegen ihrer Ver-
schwiegenheit und Arbeitswut. Allerdings
drängten Pofalla und de Maizière nach
vier Jahren wieder ins Licht, raus aus dem
Kanzleramt. 

Peter Altmaier dagegen hat das Amt
schon nach wenigen Wochen verändert.
Vorsichtig, aber beharrlich versucht er, aus
dem Kanzleramtsminister eine öffentliche
Figur zu machen. Bei den Automobil-

 Lobbyisten mischt er sich genauso unter
die Leute wie bei Neujahrsempfängen von
einigen tausend Mittelständlern. Beim
 politischen Aschermittwoch in seiner saar-
ländischen Heimat ist er kommende Wo-
che einer der Hauptredner. Und wenn die
Minister der Großen Koalition in Mese-
berg in Klausur gehen, steht er wie der
Hausherr am Eingang des Brandenburger
Barockschlosses und empfängt seine Kol-
legen mit Handschlag. Zuvor hat er im
Radio über den Termin geplaudert. Erstes
Fazit: Altmaier testet gerade, wie viel
 Öffentlichkeit sein Amt verträgt.

„Ach, wissen Sie, mein Lieber“, sagt
er und lässt sich zum Gespräch auf den
Rücksitz seiner gepanzerten Dienstlimou-
sine sinken. Eben war er auf der Grünen
Woche, hat Schinkenhäppchen genascht
und mit einem Milchshake in der Hand
für die Fotografen geprostet, jetzt geht
es zurück ins Büro. Er sei nun mal eine
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Raus aus dem Schatten
Peter Altmaier will als Kanzleramtschef auch eine öffentliche
Figur sein. Hinter dem riskanten Plan steckt Angela Merkel.
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Altmaier-Tweets 
Die CDU das Twittern gelehrt 


